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Antrag 

der Abgeordneten Frau Schmidt (Hamburg), Frau Nickels und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 


Beseitigung strafrechtlicher Hindernisse in der AIDS-Präyention 
bei Drogengebrauchern und -gebraucherinnen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die 
Empfehlung 6.5.5 im Zwischenbericht der Enquete-Kommission 
AIDS durch Vorlage eines Gesetzentwurfes zur Änderung des 
BtMG und anderer Gesetze unverzüglich umzusetzen. 

Bonn, den 1. März 1990 

Frau Schmidt (Hamburg) 

Frau Nickels 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung 

Neben dem ungeschützten Sexualverkehr ist der gemeinsame 
Gebrauch von Spritzen durch Intravenös(i.v.)-Drogengebraucher 
und -gebraucherinnen der Hauptübertragungsweg von HIV. 

Durch die Verwendung von sterilen Einwegspritzen kann dieser 
Infektionsweg jedoch unterbrochen und eine Übertragung ver- 
schiedener anderer Krankheitserreger beim „needle-sharing" 
(z. B. Hepatitis) vermieden werden. Voraussetzung einer vernünf- 
tigen Prävention bei i.v. -Drogengebrauchern und -gebraucherin- 
nen ist die Aufklärung der Betroffenen und die freie Verfügbar- 
keit von Einwegspritzen. Daher muß der Vertrieb und Besitz von 
Einwegspritzen ungehindert von strafrechtlicher Verfolgung 
möglich sein. 
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Deshalb hat auch die Enquete-Kommission AIDS des Deutschen 
Bundestages in ihrem Zwischenbericht empfohlen: 

„In das BtMG sollte ein klarstellender Hinweis aufgenommen 
werden, daß der Besitz von Spritzen und die Vergabe von 
Spritzen an Betäubungsmittelabhängige nicht rechtswidrig 
und daher nicht strafbar sind. Außerdem sollte von einem 
Beweisverwertungsverbot ausgegangen werden. " 

(Drucksache 11/2495, Empfehlung 6.5.5., S. 110) 

Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme zu der Empfeh- 
lung der Enquete-Kommission AIDS des Deutschen Bundestages 
eine Gesetzesänderung mit dem Hinweis abgelehnt, die Rechts- 
vorschriften gestatteten „bereits jetzt eine jeweils angemessene 
präventionskonforme Auslegung 

Das Landgericht Dortmund hat in seinem Beschluß vom 29. Ja- 
nuar 1990 [Az: 14 (II) Qs 2/90] in der Aufstellung von Spritzen- 
automaten zur HlV-Prävention einen Verstoß gegen § 29 Abs. 1 
Nr. 10 BtMG sehen wollen. Der Spritzenautomat wurde daraufhin 
beschlagnahmt. Dies zeigt, daß sich die Sichtweise der Bundes- 
regierung bei Staatsanwaltschaften und Gerichten noch nicht 
einheitlich durchgesetzt hat. Der Dortmunder Beschluß hat die 
bisherige AIDS-Präventionsarbeit im Drogenbereich insgesamt in 
Frage gestellt. Eine sinnvolle Präventionsarbeit, die die weitere 
Ausbreitung von HIV unter Drogengebrauchern und -gebrauche- 
rinnen verhindern will, ist nur möglich, wenn Rechtssicherheit in 
der Frage des straffreien Besitzes und Vertriebs von Einwegsprit- 
zen besteht. Daher ist eine unverzügliche Umsetzung der ein- 
schlägigen Empfehlung der Enquete-Kommission AIDS geboten. 
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